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 Einleitung

1. Seit der 351. Tagung (Juni 2024) 1 des Verwaltungsrats und gemäß dem Fahrplan, den der Ver-
waltungsrat auf seiner 350. Tagung (März 2024) festlegte,2 hielt die Arbeitsgruppe für den
neuen Gesellschaftsvertrag für Unsere gemeinsame Agenda am 7. August 2024 ihre vierte Sit-
zung ab, um den Entwurf der zentralen Botschaften des dreigliedrigen Beitrags zum Zweiten
Weltgipfel für soziale Entwicklung auszuarbeiten, der vom Verwaltungsrat auf seiner
352. Tagung (Oktober–November 2024) geprüft und angenommen werden soll. Auf Ersuchen
der Arbeitsgruppe hatte das Amt den Entwurf eines Dokuments ausgearbeitet, den die Mit-
glieder der Arbeitsgruppe als gute Diskussionsgrundlage betrachteten. Während der Sitzung
der Arbeitsgruppe wurden verschiedene Ansichten geäußert, als deren Ergebnis das Amt

1 Siehe GB.350/INS/6 und GB.351/INS/5 für weitere Informationen zur Zusammensetzung und zu früheren Sitzungen der 
Arbeitsgruppe. 
2 GB. 350/PV, Abs. 232 c) und GB.350/INS/6(Add.1). 

http://www.ilo.org/gb
https://www.ilo.org/de/resource/gb/350/folgemassnahmen-zu-dem-beschluss-ueber-die-modalitaeten-der-arbeitsgruppe
https://www.ilo.org/resource/conference-paper/gb/351/report-working-party-new-social-contract-our-common-agenda
https://www.ilo.org/resource/record-proceedings/gb/350/minutes-350th-session-governing-body-international-labour-office
https://www.ilo.org/resource/gb/350/follow-decision-report-modalities-working-party-new-social-contract-our-0
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ersucht wurde, den Entwurf der zentralen Botschaften unter Berücksichtigung der Beiträge 
der Mitglieder zu überarbeiten und ihn dem Bericht der Arbeitsgruppe an den Verwaltungsrat 
beizufügen. 

2. Der Entwurf der zentralen Botschaften spiegelt die Auffassungen der dreigliedrigen Mitglieds-
gruppen in Bezug auf die beim Zweiten Weltgipfel zu berücksichtigenden Prioritäten wider. Es 
wird dazu aufgefordert, dass in Beratung mit den Sozialpartnern ein erneuerter globaler 
Gesellschaftsvertrag mit einem am Menschen orientierten Ansatz entwickelt werden sollte, der 
auf den drei Kernthemen der sozialen Entwicklung basiert: Beseitigung der Armut, produktive 
Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle sowie soziale Integration. Auf die 
Rolle, die die IAO und ihre Mitgliedsgruppen bei der Umsetzung der Ergebnisse des Zweiten 
Weltgipfels spielen könnten, wird im Entwurf nicht eingegangen. 

3. Gemäß dem vom Verwaltungsrat gebilligten Fahrplan 3 wird der Verwaltungsrat in der ersten 
Woche seiner gegenwärtigen Tagung als Plenarausschuss zu einem Meinungsaustausch über 
den Entwurf der zentralen Botschaften zusammentreten und in der zweiten Woche dessen 
Annahme prüfen. 

 Das weitere Vorgehen 

4. Gemäß der Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen (UN) zu den Modali-
täten des Zweiten Weltgipfels für soziale Entwicklung 4 wird der Gipfel auf Ebene der Staats- 
und Regierungschefs vom 4. bis 6. November 2025 in Katar stattfinden. Die Generalversamm-
lung legte auch fest, dass der Gipfel eine – im Vorfeld durch Konsens im Rahmen zwischen-
staatlicher Verhandlungen in New York vereinbarte – prägnante, handlungsorientierte poli-
tische Erklärung annehmen wird, die einen auf sozialer Entwicklung basierenden Ansatz verfol-
gen und der Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung Dynamik verleihen 
sollte. Anzumerken ist, dass die Resolution ausdrücklich die Rolle und die Beiträge der IAO und 
ihrer dreigliedrigen Mitgliedsgruppen bei der Förderung von sozialer Gerechtigkeit und men-
schenwürdiger Arbeit für alle anerkennt. 

5. Gemäß dem Fahrplan 5 wird der Verwaltungsrat in der ersten Woche seiner 353. Tagung (März 
2025) als Plenarausschuss zu einem Meinungsaustausch über den Bericht der Arbeitsgruppe 
zusammentreten. Die Ko-Moderatoren werden zur Teilnahme an der Sitzung eingeladen. In 
der zweiten Woche wird der Verwaltungsrat einen Entschließungsentwurf erörtern, der der 
Internationalen Arbeitskonferenz auf ihrer 113. Tagung (2025) zur Annahme vorgelegt werden 
soll. Der Inhalt des Entschließungsentwurfs könnte den zentralen Botschaften des dreigliedri-
gen Beitrags Dynamik verleihen und Aufschluss geben über die Rolle, die die IAO und ihre 
dreigliedrigen Mitgliedsgruppen bei der Umsetzung der Ergebnisse des Zweiten Weltgipfels 
spielen könnten, unter Berücksichtigung des Standes der zwischenstaatlichen Verhandlungen 
über die politische Erklärung des Gipfels. 

 
3 GB.350/INS/6(Add.1). 
4 UN-Generalversammlung, Resolution, Modalities of the “World Social Summit” under the title “the Second World Summit for 
Social Development”, A/78/L.93 (2024). 
5 Auf seiner 350. Tagung (März 2024) beschloss der Verwaltungsrat, einen Gegenstand zum dreigliedrigen Beitrag zum 
Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung auf die Tagesordnung der 113. Tagung (2025) der Konferenz zu setzen (vgl. 
GB.350/PV, Abs. 232 d)). 

https://undocs.org/Home/Mobile?FinalSymbol=A%2F78%2FL.93&Language=E&DeviceType=Desktop&LangRequested=False
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 Beschlussentwurf 

6. Der Verwaltungsrat hat 

a) die von der Arbeitsgruppe für den neuen Gesellschaftsvertrag für Unsere gemein-
same Agenda ausgearbeiteten zentralen Botschaften des dreigliedrigen Beitrags 
zum Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung, die im Anhang zur Vorlage 
GB.352/INS/21/1(Rev.2) enthalten sind, angenommen; 

b) den Generaldirektor ersucht, die zentralen Botschaften an die Ko-Moderatoren des 
zwischenstaatlichen Vorbereitungsprozesses zum Zweiten Weltgipfel für soziale 
Entwicklung, den Untergeneralsekretär der Vereinten Nationen für wirtschaftliche 
und soziale Angelegenheiten und den Generalsekretär der Vereinten Nationen wei-
terzuleiten; 

c) die Mitgliedsgruppen ersucht, die zentralen Botschaften an die Vertreter der an den 
zwischenstaatlichen Verhandlungen über die politische Erklärung, die auf dem Zwei-
ten Weltgipfel für soziale Entwicklung angenommen werden soll, beteiligten Regie-
rungen weiterzuleiten; 

d) die Arbeitsgruppe mit der Ausarbeitung eines Entschließungsentwurfs über den 
dreigliedrigen Beitrag zum Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung beauftragt, 
der hervorhebt, welche Rolle die IAO und ihre Mitgliedsgruppen bei der Umsetzung 
der Ergebnisse des Gipfels spielen könnten, zwecks Vorlage zur Prüfung durch den 
Verwaltungsrat auf seiner 353. Tagung (März 2025) und zur Übermittlung an die 
Internationale Arbeitskonferenz zwecks Annahme auf ihrer 113. Tagung (2025). 
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 Anhang 

Entwurf der zentralen Botschaften des dreigliedrigen Beitrags zum 

Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung  

1. Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes begrüßt den Beschluss der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen (UN), 2025 den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung 
einzuberufen, um die Fortschritte zu bewerten und Lücken zu schließen sowie um sich erneut 
der Kopenhagener Erklärung über soziale Entwicklung von 1995 einschließlich dem Aktions-
programm und seiner Umsetzung zu verpflichten und der Umsetzung der Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung Dynamik zu verleihen. 1 In den gegenwärtig turbulenten Zeiten bietet 
der Zweite Weltgipfel der internationalen Gemeinschaft die Gelegenheit, sich stärker auf ein 
gemeinsames Ziel – die Förderung von sozialem Fortschritt und sozialer Gerechtigkeit – zu 
fokussieren als einem wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung von nachhaltiger Entwicklung, 
Frieden und Sicherheit. Die kürzlich eingerichtete Globale Koalition für soziale Gerechtigkeit ist 
eine Kooperationsplattform für Maßnahmen, die diesem Ziel dienen. 

2. Der Verwaltungsrat erkennt die anhaltende Relevanz und Bedeutung der drei Kernthemen des 
Kopenhagener Weltgipfels für soziale Entwicklung von 1995, die als die drei Säulen sozialer 
Entwicklung – nämlich Beseitigung der Armut, produktive Vollbeschäftigung und menschen-
würdige Arbeit für alle sowie soziale Integration – gelten, und die Wechselbeziehung zwischen 
ihnen an. Indem der Verwaltungsrat erneut bekräftigt, dass Arbeit keine Ware ist, erinnert er 
an die zentrale Bedeutung der Ziele einer vollen, produktiven und frei gewählten Beschäfti-
gung sowie menschenwürdiger Arbeit für alle im Hinblick auf die Förderung von nachhaltiger 
Entwicklung und sozialer Gerechtigkeit. Darüber hinaus hebt er die Rolle des privaten Sektors 
als Hauptquelle für Wirtschaftswachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen hervor, 
erkennt aber zugleich die Rolle des öffentlichen Sektors als wichtigem Arbeitgeber, Erbringer 
von qualitativ hochwertigen öffentlichen Dienstleistungen und Infrastruktur an. 

3. In der Überzeugung, dass die Verwirklichung der Zielsetzungen des Zweiten Weltgipfels für 
soziale Entwicklung ein förderliches und stabiles wirtschaftliches, Handels- und regulatori-
sches Umfeld erfordert, betont der Verwaltungsrat die Notwendigkeit von Politiken, die ein 
beschäftigungsintensives Wirtschaftswachstum, die Schaffung von Arbeitsplätzen und ver-
besserte Lebensstandards für alle fördern. Zudem ist er überzeugt, dass die Verwirklichung 
dieser Zielsetzungen auch die Anwendung der Grundsätze guter Regierungsführung auf Basis 
von Rechtsstaatlichkeit, rechenschaftspflichtigen Institutionen und wirksamer Regulierung 
erfordert, sodass bürokratische Hürden und Rechtsunsicherheit vermieden werden. Er unter-
streicht die Notwendigkeit eines internationalen Finanzsystems, das Länder bei der Bewälti-
gung der sich auf die Arbeitswelt auswirkenden Veränderungen unterstützt, unter Berücksich-
tigung der besonderen Situation der Entwicklungsländer. 

4. Der Verwaltungsrat betont, dass der soziale Dialog zum gesellschaftlichen Zusammenhalt bei-
trägt und für eine gut funktionierende und produktive Wirtschaft entscheidend ist, und fordert 
den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung daher auf, die Rolle und den Beitrag des sozia-

 
1 Siehe UN-Generalversammlung, Resolution 78/261, „World Social Summit“ under the title „Second World Summit for Social 
Development”, A/RES/78/261 (2024); und UN-Generalversammlung, Resolution 78/318, Modalities of the „World Social 
Summit” under the title „The Second World Summit for Social Development”, A/RES/78/318 (2024). 

https://undocs.org/Home/Mobile?FinalSymbol=A%2FRES%2F78%2F261&Language=E&DeviceType=Desktop&LangRequested=False
https://undocs.org/Home/Mobile?FinalSymbol=A%2FRES%2F78%2F318&Language=E&DeviceType=Desktop&LangRequested=False
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len Dialogs als zentralem ordnungspolitischem Mechanismus für die Förderung von sozialer 
Entwicklung und sozialer Gerechtigkeit hervorzuheben. Außerdem unterstreicht er die ent-
scheidende Rolle und das demokratisch legitimierte Recht der Sozialpartner, die Realwirtschaft 
zu vertreten, sowie ihre direkte Sachkenntnis der Arbeitswelt und fordert den Gipfel deshalb 
auf, die Auffassungen der Sozialpartner bei seinen Vorbereitungen, Beratungen und Ergebnis-
sen zu berücksichtigen. 

5. Unter Betonung der fortdauernden Relevanz und Wichtigkeit der Verpflichtung Nr. 5 des 
Ersten Weltgipfels von 1995 zur Herbeiführung der Gleichberechtigung und Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen ersucht der Verwaltungsrat den Zweiten Weltgipfel, die Verwirk-
lichung der Geschlechtergleichstellung und der Befähigung aller Frauen und Mädchen zur 
Selbstbestimmung (Ziel 5 für nachhaltige Entwicklung) zu einem übergreifenden Ziel bei 
seinen Vorbereitungen, Beratungen und Ergebnissen zu machen. 

Auf dem Weg zu einem erneuerten globalen Gesellschaftsvertrag  

6. Unter Hinweis darauf, dass die dreigliedrigen Mitgliedsgruppen der Internationalen Arbeits-
organisation (IAO) auf der 112. Tagung (2024) der Internationalen Arbeitskonferenz den 
Bericht „Auf dem Weg zu einem erneuerten Gesellschaftsvertrag“ des Generaldirektors des 
Internationalen Arbeitsamtes einhellig begrüßten, ersucht der Verwaltungsrat den Zweiten 
Weltgipfel für soziale Entwicklung, den globalen Gesellschaftsvertrag zu erneuern, um die 
Umsetzungslücken im Hinblick auf die Kopenhagener Erklärung über soziale Entwicklung von 
1995 einschließlich des Aktionsprogramms und die aktuellen globalen Herausforderungen für 
die soziale Entwicklung anzugehen. 

7. In Anerkennung dessen, dass sich die Welt sowohl großen Chancen als auch erheblichen Risi-
ken und Herausforderungen gegenüber sieht, die durch globale Trends wie technologische 
Innovationen, demografische Veränderungen und den Klimawandel bedingt sind; dass die 
Fortschritte bei der Umsetzung der Agenda 2023 für nachhaltige Entwicklung beschleunigt 
werden müssen, um das Fortbestehen von Armut, Informalität und Arbeitslosigkeit sowie von 
Ungleichheit sowohl in als auch zwischen den Ländern zu bekämpfen; und dass das Vertrauen 
in öffentliche Institutionen und Steuerungssysteme auf nationaler wie auch internationaler 
Ebene gestärkt werden muss, fordert der Verwaltungsrat den Zweiten Weltgipfel für soziale 
Entwicklung auf, erneut die gemeinsame Verantwortung aller Staaten dafür zu bekräftigen, 
dass durch einen erneuerten Gesellschaftsvertrag mit einem am Menschen orientierten Ansatz 
soziale Gerechtigkeit geschaffen wird, wobei dieser Vertrag in Beratung mit den Sozialpartnern 
erarbeitet und auf den drei Säulen sozialer Entwicklung basieren sowie insbesondere die 
nachstehend aufgeführten Elemente berücksichtigen sollte. 

Beseitigung der Armut 

8. Im Hinblick auf die Beseitigung der Armut empfiehlt der Verwaltungsrat, den Fokus auf 
folgende Prioritäten zu richten. 

a) Armutsbekämpfungsstrategien mit Schwerpunkt auf menschenwürdigen Arbeits-
plätzen, nachhaltigen Unternehmen und wirtschaftlicher Entwicklung 

 In der Überzeugung, dass das Ziel der Beendigung der Armut ohne weitere Fortschritte 
bei der Schaffung von qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen bis 2030 nicht erreicht wer-
den wird, weist der Verwaltungsrat darauf hin, dass erfolgreiche Beispiele für Armuts-
bekämpfungsstrategien nahelegen, dass ein entwicklungsfördernder wirtschaftlicher 
Wandel, der durch nachhaltige Unternehmen sowie die Schaffung von menschenwür-
diger und produktiver Beschäftigung unterstützt wird, hierbei eine Schlüsselrolle spielt. 
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Er ersucht daher den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung, Möglichkeiten zu prüfen, 
wie Länder dabei unterstützt werden können, ihre Produktionsbasis zu erweitern, indem 
sie durch die Förderung von Investitionen in ausgewählten Sektoren den Übergang von 
Tätigkeiten mit geringer Produktivität zu Tätigkeiten mit höherer Produktivität vollziehen 
und indem sie ein für nachhaltige Unternehmen, darunter auch Kleinst- und kleine Unter-
nehmen, günstiges Umfeld fördern, unter gleichzeitiger Anerkennung des bedeutenden 
Beitrags des öffentlichen Sektors zur Armutsbekämpfung durch Investitionen in beschäf-
tigungsintensive Sektoren, Infrastrukturentwicklung und öffentliche Beschäftigungspro-
gramme. Um sicherzustellen, dass Bedürftige von den Chancen eines breiten und inklusi-
ven Wachstums profitieren können, unterstreicht der Verwaltungsrat die Bedeutung der 
Verabschiedung von Maßnahmen zur wirksamen Steigerung der Produktivität, darunter 
Qualifizierungsmaßnahmen, sowie für einen erleichterten Zugang der Arbeitnehmer zu 
angemessenem Sozial- und Arbeitnehmerschutz. 

b) Verwirklichung eines universellen Sozialschutzes, einschließlich eines sozialen 
Basisschutzes, zur Vermeidung und Verringerung von Armut durch die Förderung 
universeller, angemessener, umfassender und nachhaltiger Sozialschutzsysteme 

 Trotz einiger Fortschritte bei der Ausweitung der Absicherung haben heute mehr als 
4 Milliarden Menschen immer noch keinen Zugang zu irgendeiner Art von Sozialschutz, 
einschließlich der Gesundheitsversorgung. Der Verwaltungsrat ersucht daher den Zwei-
ten Weltgipfel, erneut auf die dringende Notwendigkeit einer Ausweitung der Absiche-
rung hinzuweisen, um den allgemeinen Zugang zu einem umfassenden, angemessenen 
und nachhaltigen Sozialschutz für alle zu gewährleisten, insbesondere für Arbeitnehmer, 
darunter auch Selbstständige, in der informellen Wirtschaft und in ländlichen Gebieten. 
Angesichts der Tatsache, dass die Finanzierungslücken beim Sozialschutz in den meisten 
Ländern durch die Mobilisierung inländischer Ressourcen geschlossen werden können, 
empfiehlt der Verwaltungsrat, dass der Zweite Weltgipfel das multilaterale System – 
sowohl die Fonds, Programme, Sonderorganisationen und Regionalkommissionen des 
UN-Systems als auch die internationalen Finanzinstitutionen – beauftragt, enger zusam-
menzuarbeiten, um Länder zu unterstützen, die bereit sind, ihren fiskalischen Spielraum 
für den Sozialschutz auf nachhaltige Weise zu erweitern. 

Produktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle  

9. Im Hinblick auf die Förderung von produktiver Vollbeschäftigung und menschenwürdiger 
Arbeit für alle erinnert der Verwaltungsrat an die zentrale Bedeutung des Ziels 8 für nachhal-
tige Entwicklung (Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive 
Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern) und empfiehlt, den Fokus auf 
folgende Prioritäten zu richten. 

a) Stärkung sowohl der Arbeitsinstitutionen als auch der Fähigkeit der Menschen, die 
Chancen einer sich wandelnden Welt zu nutzen 

i) Der Verwaltungsrat befürwortet einen am Menschen orientierten Ansatz zur Bewäl-
tigung des Strukturwandels in der Arbeitswelt und ersucht daher den Zweiten Welt-
gipfel für soziale Entwicklung, den Mitgliedstaaten zu empfehlen, wirksame und 
faire Arbeitsrechtsvorschriften und -politiken zu beschließen sowie in robuste, effi-
ziente und rechenschaftspflichtige Arbeitsmarktinstitutionen, unter anderem in den 
sozialen Dialog, zu investieren. Dazu gehört auch die Förderung der Ratifizierung, 
Umsetzung und Überwachung von internationalen Arbeitsnormen sowie die Förde-
rung der Arbeitnehmerrechte als wesentliches Element für die Verwirklichung eines 
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inklusiven und nachhaltigen Wachstums, mit einem Schwerpunkt auf der Vereini-
gungsfreiheit und der wirksamen Anerkennung des Rechts zu Kollektivverhandlun-
gen als dafür förderliche Rechte. 

 Der Verwaltungsrat weist erneut darauf hin, dass alle Arbeitnehmer einen angemes-
senen Arbeitsschutz im Einklang mit der Agenda für menschenwürdige Arbeit 
benötigen, darunter: 

• die Einhaltung der fünf Kategorien der grundlegenden Prinzipien und Rechte bei 
der Arbeit, d.h. die Vereinigungsfreiheit und die effektive Anerkennung des 
Rechts zu Kollektivverhandlungen, die Beseitigung aller Formen von Zwangs- 
oder Pflichtarbeit, die effektive Abschaffung der Kinderarbeit, die Beseitigung 
von Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf sowie ein sicheres und gesun-
des Arbeitsumfeld; 

• einen existenzsichernden Lohn im Einklang mit den Grundsätzen der IAO; und 

• Höchstgrenzen für die Arbeitszeit unter Berücksichtigung der innerstaatlichen 
Gegebenheiten. 

 Der Verwaltungsrat bekräftigt zudem erneut die anhaltende Bedeutung des Arbeits-
verhältnisses als Mittel, um Arbeitnehmern Gewissheit und Rechtsschutz zu bieten, 
und erkennt gleichzeitig das Ausmaß der Informalität und die Notwendigkeit an, 
wirksame Maßnahmen zur Verwirklichung des Übergangs zur Formalität zu ergrei-
fen. Es müsse sichergestellt werden, dass vielfältige Formen der Arbeitsgestaltung, 
Produktions- und Geschäftsmodelle, auch in inländischen und globalen Lieferketten, 
Chancen für sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt vergrößern, menschenwür-
dige Arbeit ermöglichen und einer vollen, produktiven und frei gewählten Beschäfti-
gung zuträglich sind. Der Verwaltungsrat weist ferner erneut darauf hin, dass nach-
haltige Unternehmen und die Sozial- und Solidarwirtschaft als Motoren der Beschäf-
tigung und Förderer von Innovation und menschenwürdiger Arbeit ein begünsti-
gendes Umfeld sowie angemessene Anreize für Anpassungen und Investitionen 
benötigen, um zu gedeihen. 

ii) Darüber hinaus ersucht der Verwaltungsrat den Zweiten Weltgipfel für soziale Ent-
wicklung, eine verstärkte Koordinierung zwischen der Beschäftigungspolitik und 
anderen makroökonomischen Maßnahmen auf nationaler Ebene zu empfehlen und 
dabei den Schwerpunkt auf qualitativ hochwertige Bildung, Qualifizierung und 
lebenslanges Lernen zu legen, um die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer zu 
verbessern und auf die aktuellen und zu erwartenden Erfordernisse des Arbeits-
marktes zu reagieren. Dies ist insbesondere in den verschiedenen demografischen 
Kontexten von großer Bedeutung. Die Verbesserung der Qualität und Zugänglich-
keit öffentlicher Arbeitsverwaltungen ist ebenfalls von entscheidender Bedeutung, 
um Arbeitnehmer und Unternehmen bei der Bewältigung der derzeitigen Verände-
rungen zu unterstützen. In diesem Zusammenhang ersucht der Verwaltungsrat den 
Gipfel, der Jugendbeschäftigung, einschließlich des Übergangs von der Schule ins 
Erwerbsleben, besondere Aufmerksamkeit zu widmen und die Entwicklung von 
Strategien für lebenslanges Lernen als gemeinsame Verantwortung von Regie-
rungen und Sozialpartnern zu fördern. 

iii) Der Verwaltungsrat ersucht den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung, die 
unvermeidlichen Herausforderungen anzuerkennen, die die Migration aufgrund 
von über nationale Grenzen hinausreichende Faktoren wie Konflikte, Klimawandel, 



 GB.352/INS/21/1(Rev.2) 9 
 

demografische Veränderungen und Armut mit sich bringt. Er fordert den Gipfel dazu 
auf, die internationalen Bemühungen zur Gewährleistung menschenwürdiger 
Arbeitsbedingungen für Arbeitsmigranten und Flüchtlinge zu unterstützen und 
gleichzeitig deren positiven Beitrag für die Aufnahmeländer sowie den Wert der Nut-
zung ihres Potenzials durch die Förderung eines auf Rechten basierenden Ansatzes 
für die personelle Mobilität anzuerkennen. 

b) Unterstützung des Übergangs von der informellen zur formellen Wirtschaft 

 Angesichts der Tatsache, dass fast 60 Prozent der globalen Beschäftigung in den Bereich 
der informellen Wirtschaft und hier zum größten Teil in die ländliche Wirtschaft fallen und 
dass über 90 Prozent der Kleinst- und kleinen Unternehmen weltweit im informellen Sek-
tor tätig sind, ersucht der Verwaltungsrat den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung, 
die informelle und ländliche Wirtschaft ins Zentrum seiner Aufmerksamkeit zu stellen. In 
der Erkenntnis, dass für die Formalisierung und die Verhinderung der Informalisierung 
von Arbeitsplätzen und Wirtschaftseinheiten ein umfassender Mix aus kohärenten und 
koordinierten Initiativen erforderlich ist, der Wirtschafts-, Ordnungs-, Haushalts-, 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik einschließt, empfiehlt der Verwaltungsrat die Verab-
schiedung von Maßnahmen zur Unterstützung nachhaltiger Unternehmen – insbeson-
dere von Kleinst- und kleinen Unternehmen – durch die Förderung eines begünstigenden 
Unternehmensumfelds, unter anderem durch einen soliden ordnungspolitischen und 
institutionellen Rahmen, einen verbesserten Zugang zu Krediten sowie produktivitätsstei-
gernde Maßnahmen. Er empfiehlt ferner die Verabschiedung von Maßnahmen, die dazu 
beitragen, den Zugang zum Sozialschutz auszuweiten, die Löhne und Einkommen zu 
erhöhen und die Arbeitnehmerrechte, auch durch die Arbeitsaufsicht, zu schützen – als 
wesentliche Elemente des Übergangs zur Formalität. Darüber hinaus erkennt der Verwal-
tungsrat die Schlüsselrolle an, die neue Technologien bei der Bewältigung der Herausfor-
derungen des Übergangs spielen können, indem sie zur Steigerung der Arbeitsproduktivi-
tät, zur Erweiterung von Einkommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten und zur Unter-
stützung des Zugangs zu angemessenem Arbeitnehmer- und Sozialschutz beitragen. 

c) Unterstützung des Übergangs zu einer zunehmend digitalen Wirtschaft 

Durch technologische Innovationen, unter anderem künstliche Intelligenz, ergeben sich 
sowohl Chancen als auch Herausforderungen für die Arbeitswelt. Der Verwaltungsrat for-
dert den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung auf, die internationale Zusammen-
arbeit zugunsten eines sicheren digitalen Wandels zu fördern, der zu nachhaltiger Ent-
wicklung beiträgt. Eine Priorität besteht darin, Erkenntnisse über die Auswirkungen dieser 
Innovationen auf den Arbeitsmarkt zu gewinnen, um das Potenzial des technologischen 
Fortschritts und des Produktivitätswachstums in vollem Umfang zugunsten menschen-
würdiger Arbeit und sozialer Entwicklung auszuschöpfen und zugleich etwaige negative 
Auswirkungen zu minimieren. Der Verwaltungsrat hebt hervor, dass sich die Mitglieds-
gruppen der IAO auf die Notwendigkeit eines kohärenteren Ansatzes für digitale Arbeits-
plattformen geeinigt haben, der 2025–26 durch normensetzende dreigliedrige Verhand-
lungen betreffend „Menschenwürdige Arbeit in der Plattformökonomie“ festgelegt wer-
den soll, und fordert den Gipfel auf, die wichtige Rolle der Sozialpartner bei der Gestaltung 
eines Umfelds zu berücksichtigen, das dazu beiträgt, die digitale Kluft zwischen und 
innerhalb von Ländern zu verringern, Einkommensmöglichkeiten zu schaffen, die Qualifi-
zierung zu fördern, die Achtung der Arbeitnehmerrechte in einer digitalen Wirtschaft zu 
gewährleisten und das Potenzial des technologischen Fortschritts für die Schaffung von 
menschenwürdiger Arbeit stärker zu nutzen. 
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d) Unterstützung gerechter Übergänge zu einer grünen Wirtschaft 

 In Anerkennung dessen, dass Maßnahmen zur Abschwächung des Klimawandels schwer-
wiegende negative Auswirkungen, insbesondere auf die Verletzlichsten, haben können, 
fordert der Verwaltungsrat den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung nachdrücklich 
auf, für Arbeitskräfte und Unternehmen gerechte Übergänge zu einer grünen Wirtschaft 
zu fördern. Die besonderen Herausforderungen, denen sich die kleinen Inselentwick-
lungsländer gegenübersehen, müssen anerkannt werden. Wenn der Prozess der Anpas-
sung an den Klimawandel und seiner Abschwächung durch einen robusten sozialen Dia-
log sorgfältig gestaltet und angemessen finanziert wird, können stabilere Ökosysteme, 
neue menschenwürdige Arbeitsplätze und nachhaltige Unternehmen sowie inklusivere 
Gesellschaften geschaffen werden, ohne dass jemand zurückgelassen wird. Der Verwal-
tungsrat fordert den zweiten Weltgipfel auf, die soziale und beschäftigungspolitische 
Dimension des Übergangs zu einer umweltfreundlicheren Wirtschaft in den Mittelpunkt 
zu stellen, und zwar mithilfe eines ganzheitlichen Qualifizierungsrahmens und eines för-
derlichen Finanzsystems. Ein konkretes Beispiel für einen solchen Ansatz ist das Globale 
Förderinstrument für Arbeitsplätze und Sozialschutz für gerechte Übergänge. 

e) Unterstützung umfassender Rahmenwerke für die Pflege- und Betreuungswirt-
schaft 

 Der Verwaltungsrat empfiehlt dem Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung, den enor-
men gesellschaftlichen Wert und das wirtschaftliche Potenzial der Pflege- und Betreu-
ungsarbeit hervorzuheben und den Mitgliedstaaten Orientierungshilfe zu geben, um im 
Einklang mit den Schlussfolgerungen der auf der Internationalen Arbeitskonferenz 2024 
durchgeführten allgemeinen Aussprache über die Pflege- und Betreuungswirtschaft die 
Unterbewertung der Pflege- und Betreuungsarbeit anzugehen, Investitionen zu fördern 
und menschenwürdige Arbeit in der Pflege- und Betreuungswirtschaft voranzubringen. 

f) Umsetzung einer transformativen Agenda für Geschlechtergleichstellung 

 Der Verwaltungsrat ersucht den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung, die Umsetzung 
einer transformativen Agenda für die Geschlechtergleichstellung in der Arbeitswelt zu 
fördern, die die Beseitigung von Geschlechterstereotypen und Diskriminierung sowohl in 
der Gesetzgebung als auch in der Praxis in allen Bereichen der Beschäftigungs- und Sozial-
politik sowie die Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Frauen und 
Männer umfasst. Gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit und die Beseitigung von Gewalt 
und Belästigung am Arbeitsplatz sind nach wie vor Ziele, die es zu erreichen gilt und die 
weitere Anstrengungen erfordern. Darüber hinaus ersucht der Verwaltungsrat den Gipfel, 
Investitionen in die Qualifizierung und das Unternehmertum von Frauen sowie in die Bil-
dung von Mädchen, auch in den Bereichen Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften 
und Technik (MINT), zu fördern und damit Möglichkeiten zu schaffen, die Lebensgrundla-
gen von Frauen zu verbessern und gleichzeitig wirtschaftliches Wachstum zu unterstützen. 

Soziale Integration  

10. Im Hinblick auf die soziale Integration empfiehlt der Verwaltungsrat, den Fokus auf folgende 
Prioritäten zu richten. 

a) Stärkung der Rechte und der Chancengleichheit von Personen und Gruppen in Situa-
tionen der Verletzlichkeit 

 Der Verwaltungsrat ersucht den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung, einen Schwer-
punkt auf die Beschleunigung der Fortschritte bei der Achtung, Förderung und Verwirkli-
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chung der Menschen- und der Arbeitnehmerrechte von Personen zu legen, die einer oder 
mehreren verletzlichen Gruppen angehören oder sich in einer Situation befinden, in der 
sie von Ausgrenzung und Diskriminierung bedroht sind. Dazu gehört das Recht auf Gleich-
behandlung und Chancengleichheit beim Zugang zu Beschäftigungs- und Bildungs-
möglichkeiten, zu grundlegenden Diensten, zu menschenwürdiger Arbeit und zu Produk-
tionsmitteln. Es müssen spezifische Maßnahmen ergriffen werden, um die Beteiligung 
verletzlicher Gruppen an Entscheidungen, von denen sie betroffen sind, zu voranzutreiben. 

b) Ergreifung entschlossener Maßnahmen zur Bekämpfung von Ungleichheit sowohl 
in als auch zwischen den Ländern 

Nach Angaben der Vereinten Nationen (UN) 2 lebten im Jahr 2020    71 Prozent der Welt-
bevölkerung in Ländern, in denen die Einkommensungleichheit seit den 1990er Jahren 
zugenommen hat – und dies vor allem in den entwickelten Volkswirtschaften und den 
Ländern mit mittlerem Einkommen –, während die Ungleichheit zwischen den Ländern 
relativ gesehen zurückgegangen ist. Die Verringerung der Ungleichheit sowohl in als auch 
zwischen den Ländern ist eine Priorität der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und 
des Ziels 10 für nachhaltige Entwicklung (Ungleichheit in und zwischen Ländern verrin-
gern). In Anerkennung der vielfältigen Formen und des vielschichtigen Charakters von 
Ungleichheit fordert der Verwaltungsrat den Zweiten Weltgipfel für soziale Entwicklung 
auf, entschlossene Maßnahmen zur Verringerung von Ungleichheit zu ergreifen, unter 
anderem durch die Förderung von Fortschritten in Bezug auf das Ziel 8 und das Ziel 17 
(Umsetzungsmittel stärken und die Globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung mit 
neuem Leben erfüllen). Er ersucht die Mitgliedstaaten, die umfassende und integrierte 
Strategie der IAO zur Verringerung und Vermeidung von Ungleichheit in der Welt der 
Arbeit umzusetzen, die eine Reihe von Leitprinzipien und vorrangigen Maßnahmen 
umfasst. Schließlich empfiehlt der Verwaltungsrat dem Zweiten Weltgipfel, das multilate-
rale System, darunter die UN, ihre Fonds, Programme, Sonderorganisationen und Regio-
nalkommissionen, sowie die internationalen Finanzinstitutionen zu engerer Zusammen-
arbeit aufzufordern, um die Ursachen von Ungleichheit sowohl auf globaler als auch auf 
nationaler Ebene zu bekämpfen. 

 
2 UN-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten (UNDESA), World Social Report 2020: Inequality in a Rapidly 
Changing World, 2020. 

https://www.un.org/en/desa/world-social-report-2020
https://www.un.org/development/desa/dspd/wp-content/uploads/sites/22/2020/02/World-Social-Report2020-FullReport.pdf
https://www.un.org/development/desa/dspd/wp-content/uploads/sites/22/2020/02/World-Social-Report2020-FullReport.pdf



